
MERKBLATT ÜBER DIE BEFREIUNG VON DEN GERICHTSGEBÜHREN

Grundsätzlich ist für die Eintragung eines Pfandrechtes (Darlehen, Kredit) in das Grundbuch an das Gericht eine Eingabegebühr in Höhe von € 43,00, sowie eine Eintragungsgebühr in Höhe von 1,2 % des Nennbetrages (Höchstbetrag) der Forderung einschließlich der Nebengebührensicherstellung zu entrichten.

Die Zahlungspflicht für die Eingeben- und Eintragungsgebühren trifft denjenigen, der den Antrag auf Eintragung stellt bzw. denjenigen, dem die Eintragung zum Vorteil gereicht (in der Regel das darlehensgebende Bankinstitut, welches auf Grund obligatorischer Vereinbarungen in der Pfandurkunde diese Forderung an die Darlehensnehmer weiterbelasten kann).

Von Seiten der Antragsteller kann für den Fall, dass das in das Grundbuch einzutragende Pfandrecht der Finanzierung eines wohnbaugeförderten Objektes dient, eine Gebührenbefreiung beantragt werden, wobei diese Gebührenbefreiung sich auf unterschiedliche Rechtsgrundlagen (§ 53 Abs 3 WFG 1984 + § 42 Abs 3 WSG 1984) stützt.

1.
Gebührenbefreiung nach § 53 Abs 3 Wohnbauförderungsgesetz 1984:

Eingaben, Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte, die durch die Finanzierung von Objekten veranlasst sind, die im Rahmen einer auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften vorgenommenen Wohnbauförderungsmaßnehmen gefördert werden, sind von den Gerichtsgebühren befreit. Bei Wohnungen ist zur Inanspruchnahme der Gebührenbefreiung überdies Voraussetzung, dass die Nutzfläche 130 m², bei mehr als fünf im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen 150 m² nicht übersteigt.

Mit der von Seiten des Amtes der Vorarlberger Landesregierung ausgestellten schriftlichen Zusicherung über die Zuerkennung eines Wohnbauförderungsdarlehens, kann unter der Voraussetzung, dass die Nutzfläche des Bauvorhabens nicht mehr als 130 m² bzw bei mehr als fünf im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen nicht mehr als 150 m² beträgt, durch die Einschreiter (im Regelfall die darlehensgebende Bank) beantragt werden.

2.
Gebührenbefreiung nach § 42 Abs 3 Wohnhaussanierungsgesetz 1984:

Eingaben Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte, die durch die Finanzierung von Objekten veranlasst sind, die im Rahmen einer auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften vorgenommenen Wohnhaussanierung gefördert werden, sind von den Gerichtsgebühren befreit; bei Wohnungen ist zur Inanspruchnahme der Gebührenbefreiung überdies Voraussetzung, dass die Nutzfläche 150 m² nicht übersteigt.

Mit der von Seiten des Amtes der Vorarlberger Landesregierung ausgestellten schriftlichen Zusicherung über die Zuerkennung eines Annuitätenzuschusses für die anerkannten Sanierungskosten, kann unter der Voraussetzung, dass die Nutzfläche des Bauvorhabens 150 m² nicht übersteigt, durch die Einschreiter (im Regelfall die darlehensgebende Bank) eine Gebührenbefreiung beantragt werden.

Nutzflächenberechnung:

Die für die Zuerkennung eines Wohnbauförderungsdarlehens bzw eines Annuitätenzuschusses zulässige Nutzfläche wird nach landesgesetzlichen Bestimmungen (Vorarlberger Wohnbauförderungsgesetz, LGBl.Nr. 31/1989) berechnet.

Die für die Zuerkennung der Gebührenfreiheit zulässige Nutzfläche stützt sich hingegen auf die bundesgesetzlichen Bestimmungen des Wohnbauförderungsgesetztes 1984, sowie die hiezu ergangene Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, des Obersten Gerichtshofes und der Landesgerichte.

Nutzfläche im Sinne des § 53 Abs 3 WFG 1984 ist die gesamte Bodenfläche einer Wohnung abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf der Wände befindlichen Durchbrechungen (Ausnehmungen). Bei der Berechnung der Nutzfläche sind Treppen, offene Balkone, Terrassen sowie für landwirtschaftliche oder gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestattete Räume innerhalb einer Wohnung nicht zu berücksichtigen. Keller- und Dachbodenräume sind in die Nutzfläche einzubeziehen, soweit sie ihrer Ausstattung nach für Wohn- und Geschäftszwecke geeignet sind. Für das Gericht sind dabei die baubehördlich genehmigten Einrechpläne und die dort angeführte Verwendung der Räume maßgebend (so sind zB Kellerstüberln, Hobby-, Büro- und Bastelräume, Saunaräume, WC, Duschen bei der Berechnung der Nutzfläche zu berücksichtigen; ebenso werden Flächen, deren Raumhöhe unter 1,80 m liegen, sowie Balkone bzw Loggien (5-fach umbaut mit einer freien Öffnung) in die Nutzflächenberechnung miteinbezogen).

Hinweis:

Ob die beantragte Gebührenbefreiung zuerkannt wird, obliegt der Beurteilung durch das Gericht, wobei Ansprüche des Bundes auf die Gebühren, nach 5 Jahren verjähren.
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